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Die Bundesarbeitskammer ist die 
gesetzliche Interessenvertretung 
von rund 3,2 Millionen 
ArbeitnehmerInnen und 
KonsumentInnen in Österreich. 
Sie vertritt ihre Mitglieder in allen 
sozial-, bildungs-, wirtschafts 
und verbraucherpolitischen 
Angelegenheiten auf nationaler 
als auch auf der Brüssler EU-
Ebene. Darüber hinaus ist die 
Bundesarbeitskammer Teil der 
österreichischen Sozialpartnerschaft.

Das AK EUROPA Büro in Brüssel 
wurde 1991 errichtet, um die 
Interessen aller Mitglieder der 
Bundesarbeitskammer gegenüber 
den Europäischen Institutionen vor 
Ort einzubringen. 

Zur Organisation und Aufgabe der 
Bundesarbeitskammer in Österreich 

Die Bundesarbeitskammer Österreichs 
bildet die Dachorganisation 
von neun Arbeiterkammern auf 
Bundesländerebene, die gemeinsam 
den gesetzlichen Auftrag haben, 
die Interessen ihrer Mitglieder zu 
vertreten. 

Herbert Tumpel
Präsident

Im Rahmen ihrer Aufgaben bera­
ten die Arbeiterkammern ihre 
Mitglieder unter anderem in 
Fragen des Arbeitsrechts, des 
Konsumentenschutzes, in Sozial­ und 
Bildungsangelegenheiten. Mehr 
als drei Viertel der rund 2 Millionen 
Beratungen jährlich betreffen arbeits­, 
sozial­ und insolvenzrechtliche 
Fragestellungen. Darüber hinaus 
nimmt die Bundesarbeitskammer 
im Rahmen von legislativen 
Begutachtungsverfahren die 
Aufgabe wahr, die Positionen 
der ArbeitnehmerInnen und der 
KonsumentInnen gegenüber dem 
Gesetzgeber in Österreich als auch 
auf  EU­Ebene einzubringen. 

Alle österreichischen 
ArbeitnehmerInnen sind per Gesetz 
Mitglied der Arbeiterkammern. Die 
Mitgliedsbeiträge sind gesetzlich 
geregelt und betragen 0,5 Prozent 
des Bruttoeinkommens (maximal bis 
zur Höchstbemessungsgrundlage in 
der Sozialversicherung). 560.000 (ua 
Arbeitslose, Eltern in Karenz, Präsenz­ 
und Zivildiener) der rund 3 Millionen 
Mitglieder sind von der Zahlung des 
Mitgliedsbeitrages befreit, haben 
aber Anspruch auf das volle AK­
Leistungsangebot!

Werner Muhm
Direktor

Wir über uns
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• Die AK steht der vorliegenden Mit­
teilung der Kommission, die an ihrer 
forcierten Marktzugangsstrategie in 
der EU­Handelspolitik festhält, nach 
wie vor kritisch gegenüber. Zahlreiche 
Untersuchungen zeigen und auch die 
Kommission weist darauf hin, dass 
fortgesetzte Handelsliberalisierungen 
auch Nachteile in verschiedenen Bran­
chen und infolge für Arbeitnehmer­
Innen in der EU und den Partnerlän­
dern nach sich ziehen können. Die 
AK lehnt weitere Liberalisierungen auf 
bilateraler Ebene ab, mit der seit der 
„Global Europe“­Strategie die bilaterale 
Handelspolitik gestärkt und der multi­
laterale Prozess untergraben werden. 

• Die AK ist der Überzeugung, dass 
die Europäische Union mit Ländern, die 
eine funktionierende Rechtsstaatlichkeit 
haben (zB Kanada, Japan), keine Inve­
stitionsschutzabkommen abschließen 
darf. Ausländische Investoren sollen im 
Sinne eines „level playing field“ die glei­
chen Rechte wie inländische Investoren 
haben. Bestimmungen hinsichtlich des 
Investitionsschutzes in Freihandelsab­
kommen bzw eigenständige Investiti­
onsschutzabkommen sind grundsätz­
lich nicht auf die Marktzugangsphase 
auszuweiten. 

• Die AK spricht sich gegen die Aus­
dehnung von Handelsschutzinstrumen­
ten auf grundsätzlich alle Verzerrungen 
aus, die durch die Subventionierung 
strategischer Wirtschaftszweige entste­

hen. Wir glauben, dass jeder Fall indivi­
duell zu prüfen ist. Explizit sprechen wir 
uns für die Verfolgung von Sozialdum­
ping mittels Antidumpingmaßnahmen 
aus. 

• Bei einer allfälligen Einrichtung eines 
Gremiums herausragender Persön­
lichkeiten aus Industrie­ und Ent­
wicklungsländern, das unabhängige 
Empfehlungen für die künftige Agenda 
und Funktionsweise der WTO für die 
Zeit nach Doha bestimmt, fordert die 
AK die Beteiligung von Persönlichkeiten 
aus Gewerkschaften und der ihnen 
nahestehenden Zivilgesellschaft. 

• Gesetzesinitiativen, die die Symme­
trie beim Zugang zu den öffentlichen 
Beschaffungsmärkten in Industrielän­
dern und großen marktwirtschaftlichen 
Schwellenländern verbessern, steht die 
AK grundsätzlich positiv gegenüber. 
Dabei ist sicherzustellen, dass das 
relativ hohe europäische Niveau an 
arbeits­, sozial­ und umweltrechtlichen 
Vorschriften im globalisierten Wettbe­
werb nicht unterschritten wird. 

• Bei der geplanten Verabschiedung 
einer Kommissionsmitteilung über 
Handel und Entwicklung ist aus So­
lidaritätsgründen vom Prinzip der 
Reziprozität abzusehen und bei den 
angestrebten Zollsenkungen der Ent­
wicklungsstand der Handelspartner zu 
berücksichtigen. 

Executive Summary

Die AK lehnt weitere 
Liberalisierungen auf 
bilateraler Ebene ab, 
mit der seit der „Glo­
bal Europe“­Strategie 
die bilaterale Han­
delspolitik gestärkt 
und der multilaterale 
Prozess untergraben 
werden. 
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• Bei der Überarbeitung des APS 
sollten jene Mechanismen gestärkt 
werden, die den Entzug der Präferen­
zen im Fall der Nichteinhaltung der 
Vorbedingungen (Menschenrechte, 
Umwelt­ und Mindestarbeitsnormen) 
gewährleisten. 

• Die Überarbeitung der Strategie zur 
Durchsetzung der Rechte des geisti­
gen Eigentums in Drittländern darf 
den bestehenden Rechtsbestand der 
EU­Mitgliedstaaten nicht unterlaufen. 
Die Verhandlungen sollten transparent 
erfolgen und Stakeholder miteinbe­
ziehen. Handlungen von privaten Nut­
zerInnen sollten von den Abkommen 
generell nicht erfasst werden.

In manchen Branchen 
führt die Importkon­
kurrenz zur Verdrän­
gung heimischer Pro­
dukte und schließlich 
zu Arbeitsplatzver­
lusten, weil sich die 
Produktion im Inland 
nicht mehr lohnt.
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Die AK zieht multilate­
rale WTO­Verhandlun­
gen den gegenwärtig 
geführten bilateralen 
Freihandelsverhand­
lungen der EU vor.

1. Einleitung

Die österreichische Außenwirtschaft ist 
stark exportorientiert, was sich in der 
hohen Exportabhängigkeit unserer Ar­
beitsplätze widerspiegelt. In Österreich 
ist rund ein Viertel aller Beschäftigten 
direkt oder indirekt für den Export tätig. 
Dass sich Österreichs Haupthandels­
partner innerhalb der EU befinden, 
sollte an dieser Stelle nicht unerwähnt 
bleiben. Aber man muss auch beden­
ken, dass Handelsliberalisierungen 
naturgemäß nicht nur der eigenen 
Exportwirtschaft zugutekommen, 
sondern auch eine Kehrseite haben, 
nämlich die Öffnung der eigenen 
Märkte. In manchen Branchen führt 
die Importkonkurrenz zur Verdrängung 
heimischer Produkte und schließlich 
zu Arbeitsplatzverlusten, weil sich die 
Produktion im Inland nicht mehr lohnt. 
Dies wurde auch durch empirische 
Untersuchungen mehrfach bestätigt. 

Aus diesem Grund bezweifelt die AK 
die von der Kommission erwarteten 
positiven Auswirkungen auf dem Ar­
beitsmarkt. Ebenso hinterfragenswert 
erscheinen uns die angeführten Daten 
zu den „VerbraucherInnenvorteilen“. 

2. Weiterführung des Verhandlungs-
programms („Global Europe“-Strate-
gie)

a. Rascher Abschluss der Doha-Ver-
handlungsrunde, spätestens jedoch 
Ende 2011: 

Die AK zieht multilaterale WTO­
Verhandlungen den gegenwärtig 
geführten bilateralen Freihandels­
verhandlungen der EU vor. Die Welt­
handelsorganisation (WTO) stellt das 
derzeit einzige und durch ihren Streit­
beilegungsmechanismus durchsetzba­
re multilaterale Regelwerk für die nach 
wie vor unterschiedlichen regionalen 
und nationalen Handelspolitiken dar. 
Deshalb sind wir der Überzeugung, 
dass die zunehmend integrierten und 
globalisierten Beziehungen der Welt­
regionen und ihrer Staaten zueinander 
sowie auch die Kooperationsprozesse 
in den einzelnen Politikbereichen nur 
auf der globalen Ebene zu verbessern 
sind. Die WTO ist seit vielen Jahren 
großer Kritik seitens Nichtregierungs­
organisationen, aber auch seitens der 
Entwicklungsländer ausgesetzt. Die 
Demokratisierung der WTO, die Auf­
nahme von Mindestarbeitsstandards 
in die WTO und die Abschaffung der 
EU­Importbarrieren für nachhaltige 
Produkte wären dabei wesentliche 
Zielsetzungen.

Die AK hat in ihren Stellungnahmen 
der letzten Jahre immer betont, wie 
störend bilaterale Freihandelsabkom­
men für den multilateralen Prozess 
sind. Doch auch in der aktuellen Mittei­
lung wird dieser Kurs fortgesetzt, durch 

Die Position der AK im Einzelnen
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Ungeachtet unserer 
kritischen Haltung 
betreffend die Vielzahl 
an aktuellen Han­
delsverhandlungen 
begrüßt die AK den 
Stellenwert, der den 
Themen Arbeitsnor­
men, Beschäftigung 
und Umwelt in der 

„Global Europe“­Gene­
ration der bilateralen 
FHA zukommen soll. 

den die multilateralen Verhandlungen 
untergraben werden. 

b. Erzielung deutlicher Fortschritte bei 
den laufenden bilateralen Handels-
verhandlungen, Aufnahme neuer 
Handelsverhandlungen mit den 
ASEAN­Ländern und Vorschlag eigen-
ständiger Investitionsverhandlungen 
mit den wichtigsten Partnern: 

Der österreichische Außenhandel hat 
sich bis zur Wirtschaftskrise, beispiels­
weise mit dem asiatischen Raum, sehr 
dynamisch entwickelt. Es wurden zwar 
überdurchschnittliche Exportzuwächse 
von mehr als 30% in dieser Region er­
zielt, allerdings sind die Exportvolumina 
mit den Handelspartnern der „Global 
Europe“­Agenda ebenso gering wie 
ihre Anteile an den österreichischen 
Gesamtexporten. Beträchtlich dage-
gen können die Importzuwächse aus 
 diesen Regionen sein: Sie bewegen 
sich zum Teil zwischen 20 und 30 % 
und können wie zB bei Malaysia über 
65 % betragen. In manchen Branchen, 
wie der Textil­ und Bekleidungserzeu­
gung, können übermäßige Importe in 
die EU zu großen Problemen führen. 
Mit Kolumbien und Peru sowie den 
zentralamerikanischen Staaten sind die 
österreichischen Handelsbeziehungen 
marginal. 

Ungeachtet unserer kritischen Haltung 
betreffend die Vielzahl an aktuellen 
Handelsverhandlungen begrüßt die AK 
den Stellenwert, der den Themen Ar-

beitsnormen, Beschäftigung und Um-
welt in der „Global Europe“­Generation 
der bilateralen FHA zukommen soll. 
Entscheidend ist letztlich, welchen Ver-
bindlichkeitsgrad die Bestimmungen 
in den vorgesehenen Nachhaltigkeits­
kapiteln der FHA erhalten werden.

Folgende Elemente1 sind die Vorausset­
zung für ein effektives Nachhaltigkeits­
kapitel:

• Die Umsetzung und Einhaltung aller 
acht Kernarbeitsnormen der IAO in 
den Partnerländern,

• Berichtspflicht über den Umset-
zungsstand der Arbeitsnormen in den 
Partnerländern,

• Eine Non lowering standards-Klau-
sel, um Sozialdumping einzudämmen

• Ein Forum für den Informationsaus-
tausch zwischen Regierungen, Sozial­
partnern und NGOs,

• Reaktion der Regierungen auf Be­
schwerden der Sozialpartner ist sicher­
stellen;

• Unabhängige Experten sollen Be­
schwerden beurteilen und Empfehlun­
gen ausarbeiten (ua IAO) ;

• Das Streitbeilegungsverfahren muss 
auch auf das Nachhaltigkeitskapitel 
anzuwenden sein;

1 Siehe auch unsere Stellungnahme vom 13.7.2010 zur Öffentlichen Konsultation über die Zukunft der 
Handelspolitik und unser Positionspapier vom 23.2.2010 „Ja zu verbindlichem Nachhaltigkeitskapitel! 
Neue Mitentscheidungskompetenz des Europäischen Parlaments in der Handelspolitik aktiv für Sozial­ 
und Umweltnormen nützen!“.
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Die Liberalisierungs­
forderungen der EU 
müssen stärker als 
bisher die ökonomi­
schen und soziokultu­
rellen Besonderheiten 
der Partnerländer 
berücksichtigen. 

• Kontinuierliche Verletzungen von 
Mindestarbeitsstandards müssen als 
letzte Möglichkeit durch Geldstrafen 
verhindert werden;

• Die Einhaltung von folgenden Um-
weltabkommen muss gewährleistet 
bleiben: Kyoto­Protokoll, Montreal 
Protokoll (Ozon), Baseler Konvention 
(gefährliche Abfälle), Stockholmer 
Übereinkommen (schwer abbaubare 
organische Schadstoffe), Konvention 
über den Handel mit gefährdeten Tier­ 
und Pflanzenarten, Übereinkommen 
über biologische Vielfalt, Rotterdam 
Konvention (schädliche Chemikalien 
und Pestizide);  

• Den europäischen InvestorInnen 
sind neben Rechten auch Pflichten bei 
der Einhaltung sozialer und ökologi­
scher Mindeststandards aufzuerlegen. 
Es muss sichergestellt werden, dass 
diese in ihren Tochtergesellschaften 
und Wertschöpfungsketten eingehalten 
werden.

Neben forciertem Zugang zu neuen 
Märkten, strebt die EU auch eine regu-
latorische Harmonisierung in strategi­
schen Sektoren (zB Finanzdienstleistun­
gen, Telekom, Post) bzw bei Berufsqua­
lifikationen, Marktzugangsvorschriften, 
Lizenzierungsverfahren uÄ an, welche 
die einschlägigen EU­Regulierungen 
als Referenzrahmen haben. An dieser 
Stelle wollen wir unsere Kritik an der 
Auffassung der Kommission gegen­
über der Regulierungen im Waren­, 
Dienstleistungs­ und Investitionshan­
del wiederholen. Wie auch bisher, 
hält die Kommission Regulierungen 

grundsätzlich für Barrieren und daher 
für besonders schädlich. Hier drängt 
sich die Frage auf, ob die von der EU 
favorisierten Regeln zwangsläufig 
den gesellschaftlichen und ökonomi­
schen Bedürfnissen der Partnerländer 
entsprechen müssen. Der von der 
EU­Kommission bevorzugte Regulie­
rungsansatz verkennt, dass Regulie­
rung immer an die wirtschaftliche und 
soziokulturelle Situation anzupassen 
ist. Die Liberalisierungsforderungen 
der EU müssen stärker als bisher die 
ökonomischen und soziokulturellen 
Besonderheiten der Partnerländer 
berücksichtigen. 

Die EU kann nur dann glaubhaft ver­
treten, dass die öffentliche Daseins­
vorsorge ein integraler Bestandteil 
des europäischen Sozialmodells ist, 
wenn sie nicht gleichzeitig die forcierte 
Liberalisierung dieser Dienstleistungen 
von anderen Staaten verlangt. Öffentli-
che Dienstleistungen müssen daher 
verbindlich aus den Verhandlungen 
ausgenommen werden. Ähnlich wie in 
den GATS­Verhandlungen in der WTO 
besteht auch bei bilateralen Verhand­
lungen die Gefahr, dass es zu einer 
Liberalisierung öffentlicher Dienstleis­
tungen kommt. Dazu zählen insbeson­
dere Bildung, Gesundheit und soziale 
Dienste, audiovisuelle und kulturelle 
Dienstleistungen, Wasserversorgung, 
Post und öffentlicher Verkehr. Eine 
Ausnahme dieser Bereiche von den 
Verhandlungen verhindert nicht nur, 
dass es zu Liberalisierungsforderungen 
an die EU kommt, sondern garantiert 
auch, dass von Seiten der Liberalisie­
rungsproponenten in der EU (insb den 
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Eine zukünftige euro­
päische Investitions­
politik muss auf einer 
umfassenden Analyse 
beruhen.

Unternehmenslobbies) keine Forderun­
gen an andere Staaten durchgesetzt 
werden können.

Bei Dienstleistungen ist eine über das 
GATS­Niveau bzw das CARIFORUM­
Abkommen hinausgehende Liberali­
sierung der ArbeitnehmerInnenfrei-
zügigkeit (Präsenz natürlicher Perso-
nen, Mode 4) in den bilateralen Ver­
handlungen auszuschließen. Darüber 
hinaus ist zu beachten, dass

• keine Liberalisierungsbindungen für 
vertragliche Dienstleistungserbringer-
Innen (Contractual Service Suppliers) 
und selbständig Erwerbstätige (Inde­
pendent Professionals) eingegangen 
werden dürfen, die über das gegen­
wärtige Niveau der GATS­Bindungen 
hinausgehen,

• die AK Liberalisierungsbindungen für 
Arbeitskräfte mittlerer und niedriger 
Qualifikationsstufen entschieden ab­
lehnt,

• die AK sich gegen Ausnahmen für 
entsandte ArbeitnehmerInnen von 
der Verpflichtung zur Leistung von 
Steuern, Abgaben und Sozialversi­
cherungsbeiträgen in Österreich aus­
spricht,

• bei entsandten Arbeitskräften 
hinsichtlich der anzuwendenden ar­
beits­ und sozialrechtlichen sowie der 
Einkommensbestimmungen bzw der 
Kollektivverträge das Günstigkeits- 
bzw Ziellandprinzip unbedingt beizu­
behalten ist;

• die AK befürwortet befristete Aufent-
halte von Personen aus Drittstaaten 
zum Zwecke der beruflichen Aus- 
und Fortbildung, wenn diese im Rah­
men von Kooperationsprojekten der 
Entwicklungszusammenarbeit stattfin­
den. Geeignete Maßnahmen müsse 
vorgesehen werden, welche eine Kon­
kurrenzierung heimischer Arbeitskräfte 
verhindern bzw gewährleisten, dass 
diese Personen nach Abschluss der 
vorgesehenen Arbeitstätigkeit wieder 
in ihr Heimatland zurückkehren.

Die Europäische Kommission geht 
im Kapitel „Investment Barriers“ ganz 
allgemein auf empirische Befunde, 
die die Bedeutung von ausländischen 
Direktinvestitionen hervorheben, ein. 
Hierbei wird wiederholt der Versuch 
unternommen, positive Auswirkungen 
der ausländischen Direktinvestitionen 
auf die Beschäftigung im Sitzland 
nachzuweisen. Die AK weist in diesem 
Zusammenhang auf die Ergebnisse 
einer für Österreich gemachten Studie 
hin2, die zu folgenden negativen Effek­
ten für die Beschäftigten im Sitzland 
für den Zeitraum 1996 – 2005 kommt: 
Die negativen Effekte ausländischer 
Direktinvestitionen auf die Beschäf-
tigung in Österreich sind ausgeprägt 
hoch. Für zwei Jobs, die durch aus­
ländische Direktinvestitionen öster­
reichischer Unternehmen im Ausland 
geschaffen werden, geht im Inland ein 
Job verloren. Da mit dem Lissabon­
Vertrag Direktinvestitionen eine euro­
päische Agenda geworden sind, regt 
die AK eine umfassende und nicht 
von Partikularinteressen getragene 

2 Özlem Onaran; Effects of globalization on wages, employment, and the wage share in Austria; 
AK­Publikation, Wien 2008
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Die AK tritt für den 
Einsatz und den Aus­
bau der bestehenden 
Handelsschutzinstru­
mente gegen unfaire­
re Handelspraktiken 
ein, die zu Sozialdum­
ping führen.

Diskussion über die Vor­ und Nachteile 
von ausländischen Direktinvestitionen 
­ auch in Schwellen­ und Entwicklungs­
ländern ­ an, in der auch kritische Stim­
men und empirische Befunde zu Wort 
kommen. Eine zukünftige europäische 
Investitionspolitik muss auf einer um­
fassenden Analyse beruhen.

Die Kommission stellt Überlegungen 
hinsichtlich der Länder an, mit denen 
für eine zukünftige europäische Inve­
stitionspolitik verhandelt werden sollte. 
Die AK ist der Überzeugung, dass die 
Europäische Union mit Ländern, die 
eine funktionierende Rechtsstaat-
lichkeit haben wie z.B. Kanada oder 
Japan, keine Investitionsschutzab-
kommen abzuschließen darf. Aus­
ländische Investoren sollen im Sinne 
eines „level playing field“ die gleichen 
Rechte wie inländische Investoren ha­
ben. Bestimmungen hinsichtlich des 
Investitionsschutzes in Freihandelsab-
kommen bzw eigenständige Investiti-
onsschutzabkommen sind grundsätz-
lich nicht auf die Marktzugangsphase 
auszuweiten. 

Hinsichtlich der Diskussion zur zukünf­
tigen europäischen Investitionspolitik 
weisen wir auf unsere ausführliche 
Stellungnahme zum Investitionspaket 
der Europäischen Kommission (COM 
(2010)343 final und COM(2010)344 
final) vom 2.9.2010 hin. Darüber hinaus 
fordert die AK die Europäische Kom­
mission auf, einen neue Generation 
von Investitionsabkommen zu entwik­
keln, die sozial und ökologisch zu-
kunftsfähige Investitionen fördert und 
das komplexe europäische Geflecht 
bilateraler Investitionsabkommen in 

ein transparenteres, vorhersehba-
reres und ausgewogeneres System 
umwandeln. Defizite des bestehen­
den Regimes sind zu beheben und 
eine internationale Investitionspolitik 
zu entwickeln, welche die Investo­
renrechte mit Pflichten für Investoren 
ausbalanciert und ein positives Inve­
stitionsverhalten unterstützt, indem sie 
zukunftsfähige Investitionen sowie die 
EU­Ziele in Bezug auf Entwicklungs­, 
soziale, ökologische, Menschen­ und 
Frauenrechte fördert. 

c. Ausdehnung von Handelsschutz-
instrumenten auf Verzerrungen, wie 
beispielsweise bei Subventionierung 
strategischer Wirtschaftszweige aus. 

Die AK ist skeptisch, was das grund­
sätzliche Vorgehen der Kommission 
gegen die Subventionierung strategi­
scher Wirtschaftszweige betrifft. Wir 
glauben, dass jeder Fall individuell 
zu prüfen und im Dialog zu lösen ist. 
Es muss unserer Auffassung nach 
möglich sein, umweltschonende Pro­
duktionsmethoden oder ­ zB in den am 
wenigsten entwickelten Ländern (LDC) 
­ den Aufbau von sog Infantindustries 
zu fördern. 

Die AK tritt vielmehr für den Einsatz 
und den Ausbau der bestehenden 
Handelsschutzinstrumente gegen 
unfairere Handelspraktiken ein, die zu 
Sozialdumping führen. Ein derartiger 
Tatbestand für die Anwendung von 
Antidumping­ und Schutzmaßnahmen 
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könnte zukünftig die Missachtung der 
ILO­Mindestarbeitsnormen bilden. Da­
her sind der Kommission angezeigte 
Verletzungen von ILO­Mindestarbeits­
normen in den Untersuchungen für 
die Einführung von Schutzmaßnahmen 
nachzugehen. Eine Verbesserung im 
Sinne der ArbeitnehmerInnen würde 
die Einbeziehung von Gewerkschaften 
in die Entscheidung über den Ein­
satz von Handelsschutzinstrumenten 
darstellen. Sie sollten ebenso wie 
Unternehmen die Möglichkeit haben 
als Beschwerdeführer aufzutreten. 
Die Anwendung handelspolitischer 
Schutzmaßnahmen sollte den jeweili­
gen Entwicklungsstand berücksichtigen 
und im Einzelfall geprüft werden. Aus 
entwicklungspolitischen Erwägungen 
sind Antisubventionsmaßnahmen ge­
genüber Entwicklungsländern nicht zu 
forcieren.

Konsultationen: Die AK ist über die 
Begeisterung der Kommission über 
die Dialoge mit der Zivilgesellschaft 
verwundert. Es stimmt, dass diese 
Veranstaltungen regelmäßig und in 
strukturierter Form stattfinden, aber die 
„integrative Beteiligung der Zivilgesell­
schaft an der Gestaltung unserer 
Handelspolitik“ entspricht absolut nicht 
unserer Wahrnehmung. Vielmehr han­
delt es sich beim gewählten Format 
wohl eher um „Debriefing“, bei dem es 
bestenfalls die Möglichkeit gibt, Stand­
punkte der Zivilgesellschaft vorzubrin­
gen. Wäre eine echte Beteiligung der 
Zivilgesellschaft angestrebt, würde die 
Handelspolitik wohl andere Schwer­
punkte aufweisen.

Hinsichtlich Folgenabschätzungen 
finden wir es an der Zeit, dass sich die 
Kommission mit dem Gedanken trägt, 
diese in Zukunft auch in ihre handels­
politischen Entscheidungen miteinzu­
beziehen. Die AK zeigt sich erstaunt, 
dass die Kommission offen eingesteht, 
dies bisher unterlassen zu haben. Der 
Vorsatz zukünftig systematischer auf 
Ex post­Bewertungen zurückzugreifen, 
um die Inhalte der Freihandelsab­
kommen besser zu überwachen, ist 
grundsätzlich zu begrüßen. Die AK hält 
allerdings Ex ante­Wirkungsstudien, 
die bereits in die Entscheidungsfin­
dung über ein allfälliges Abkommen 
einfließen sollte, für zielführender. 
Nachhaltigkeitsprüfungen sollten alle 
relevanten Aspekte der sozialen und 
wirtschaftlichen Auswirkungen der 
Abkommen berücksichtigen. Dazu 
gehören ua Zugangsmöglichkeiten zu 
hochwertigen öffentlichen Dienstlei s­
tungen. Bei der Ex post­Bewertung der 
Nachhaltigkeitsprüfung über die Effekte 
des Abkommens sind ArbeitnehmerIn­
nen­ und ArbeitgeberInnenvertretun­
gen sowie Nichtregierungsorganisatio­
nen zu beteiligen.

d. Zur Einrichtung eines Gremiums 
herausragender Persönlichkeiten aus 
Industrie- und Entwicklungsländern, 
das unabhängige Empfehlungen aus­
spricht und dabei helfen soll, die eu­
ropäische Sicht der künftigen Agenda 
und Funktionsweise der WTO für die 
Zeit nach Doha zu bestimmen. 

Wir begrüßen die Weitsicht der Kom­
mission und gehen davon aus, dass 

Nachhaltigkeitsprü­
fungen sollten alle 
relevanten Aspekte 
der sozialen und wirt­
schaftlichen Auswir­
kungen der Abkom­
men berücksichtigen.
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auch Persönlichkeiten geladen wer­
den, die die Interessen der Arbeit­
nehmerInnen in der EU und in den 
Partnerstaaten vertreten. Ebenso ist die 
Perspektive der Zivilgesellschaft in die­
ses Gremium einzubringen. 

e. Zur Weiterverhandlung mit den EU­
Nachbarn, mit dem Ziel, vertiefte und 
umfassende Freihandelsabkommen zu 
schließen, die alle Nachbarn allmählich 
näher an den Binnenmarkt heranfüh­
ren.

Die Beziehungen zu den EU­Nachbar­
staaten sollten zur Stärkung der EU im 
globalen Umfeld genützt werden. In 
diesem Zusammenhang kommt eu­
ropäischen Nachbarschaftsinitiativen 
wie der Europäischen Nachbarschafts­
politik, der Mittelmeerunion sowie 
der „Ost­Partnerschaft“ eine immer 
größere Bedeutung zu. Die AK schlägt 
im Einklang mit den übrigen Sozial­
partnern in Österreich langfristig eine 
Stärkung dieser Nachbarschaftsinitia-
tiven vor. Die europäische Perspektive 
ist für die Länder des Westbalkans aus 
politischer und wirtschaftlicher Sicht 
von großer Bedeutung. Durch den 
Annäherungsprozess der Westbalkan­
Länder an die EU sollte neben der 
wirtschaftlichen auch die politische 
Stabilität gestärkt werden.

3. Aktualisierung der Handelspolitik - 
Die Ziele der Kommission für 2011

a. Gesetzesvorlage für ein europä­
isches Instrument, das dazu beiträgt, 
eine bessere Symmetrie beim Zugang 
zu den öffentlichen Beschaffungs-

märkten in Industrieländern und gro­
ßen marktwirtschaftlichen Schwellen­
ländern zu gewährleisten: 

Diesem Vorschlag steht die AK 
grundsätzlich positiv gegenüber, da 
der Liberalisierungsgrad der EU im 
Bereich der öffentlichen Beschaffung 
im Vergleich zu den übrigen Mitglied­
staaten des Government Procurement 
Agreements hoch ist. Einer weiteren 
Öffnung der Beschaffungsmärkte steht 
die AK indessen kritisch gegenüber. 
Zum einen ist zu befürchten, dass das 
relativ hohe europäische Niveau an 
arbeits-, sozial- und umweltrecht-
lichen Vorschriften im globalisierten 
Wettbewerb den europäischen, insb 
österreichischen, Anbietern zum Nach­
teil gereichen wird. Weiters wirken 
entsprechende Übereinkommen ohne 
flankierende Schutzbestimmungen 
kaum auf die Verbesserung des welt­
weiten Niveaus arbeits­, sozial­ und 
umweltrechtlicher Standards hin. Wir 
erinnern in diesem Zusammenhang 
auch an die gesellschaftliche Vorbild­
funktion des Staates für nachhaltiges 
Wirtschaften. Vor diesem Hintergrund 
wäre es gewiss unerträglich, würde die 
Republik Österreich aufgrund interna­
tionaler Verpflichtungen zB dazu an­
gehalten sein, Polizeiuniformen in sog 
„Sweat­Shops“ herstellen zu lassen. 
Mit besonderer Zurückhaltung bege­
gnet die AK auch einer Liberalisierung 
besonders sensibler Dienstleistungen, 
insb öffentlicher Dienstleistungen. 
Aus diesem Grund wird dafür plädiert 
öffentliche Dienstleistungen aus dem 
Anwendungsbereich von diversen Ab­
kommen zum öffentlichen Auftragswe­
sen auszuklammern. Darüber hinaus 
ist in entwicklungspolitischer Hinsicht 

Die AK plädiert dafür 
öffentliche Dienst­
leistungen aus dem 
Anwendungsbereich 
von diversen Abkom­
men zum öffentlichen 
Auftragswesen auszu­
klammern. 
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zu erwägen, den am wenigsten ent-
wickelten Ländern unter bestimmten 
Bedingungen einen nationalen Vorbe­
halt zu Gunsten der ansässigen Wirt­
schaft einzuräumen. Dies könnte etwa 
dadurch geregelt werden, dass Unter­
nehmen eines Entwicklungslandes den 
Zuschlag erhalten können, soweit de­
ren Offert im Rahmen von öffentlichen 
Auftragsvergaben in ihrem Heimatland 
nur geringfügig über dem besten inter­
nationalen Angebot liegt.

b. Verabschiedung einer Kommissions­
mitteilung über Handel und Entwick-
lung und Annahme einer Gesetzesvor­
lage zur Reform des Allgemeinen Prä-
ferenzsystems für Entwicklungsländer:

Aus Sicht der AK ist die angestrebte 
Aufhebung sämtlicher Exportbeschrän­
kungen (quantitative Ausfuhrbeschrän­
kungen, Exportzölle, Exportsteuern 
etc) kritisch zu hinterfragen. Gerade in 
Entwicklungsländern, insbesondere bei 
den am wenigsten entwickelten Län­
dern, handelt es sich oft um wichtige 
ordnungspolitische Instrumente, die 
einerseits dem Aufbau entscheidender 
Industrien oder auch der Absicherung 
der inländischen Versorgungslage die­
nen. Die EU sollte gegenüber Entwick­
lungsländern auf volle Reziprozität bei 
ihren Forderungen nach Zollsenkung 
und Senkung von quantitativen Impor­
trestriktionen verzichten. Wie bereits 
erwähnt, ist bei den angestrebten Zoll­
senkungen der Entwicklungsstand der 
Handelspartner zu berücksichtigen. 
Auch Zollschutz kann in bestimmten 
Branchen einen unerlässlichen Beitrag 

zum Aufbau junger Industrien leisten. 
Die Forderungen der EU bzgl Marktzu­
gang, Nichtdiskriminierung oder regu­
latorischer Harmonisierung drohen in 
der bekannten Form Entwicklungspo­
tenziale zu unterwandern. 

Die EU sollte finanzielle Mittel für 
Entwicklungsländer bereitstellen, die 
einerseits der Kompensation von ge­
sunkenen Zolleinnahmen und für die 
Modernisierung der Steuersysteme 
in den Partnerländern dienen sollen. 
Andererseits sind finanzielle Mittel zur 
Förderung von organisatorisch­tech­
nischem Know­How in den Entwick­
lungsländern erforderlich, um beste­
hende handelspolitische Präferenzen 
der EU besser nutzen zu können. Des 
Weiteren sollten institutionalisierte Mo-
nitoring- und Kontrollmechanismen 
in den FHA vorgesehen werden, um 
negative Auswirkungen der Handels­
öffnung auf die Wirtschafts­ und Be­
schäftigungsstruktur sowie die Arbeits­
bedingungen rechtzeitig zu erkennen. 
Die Verankerung von Safeguard- und 
Revisionsmechanismen soll sicher­
stellen, dass negative Entwicklungen 
korrigiert werden können.

Die EU fördert im Rahmen ihres beste­
henden Allgemeinen Zollpräferenz-
systems (APS) für Entwicklungsländer 
die Einhaltung bestimmter Menschen­
rechts­ und Umweltkonventionen 
sowie der Kernarbeitsnormen. Mit 
diesem Anreizsystem erhalten ausge­
wählte Entwicklungsländer für über 
7.000 Produkte Zollfreiheit. Bei der 
Überarbeitung des APS sollten jene 
Mechanismen gestärkt werden, die 
den Entzug der Präferenzen im Fall der 

Die EU sollte finanzi­
elle Mittel für Entwick­
lungsländer bereitstel­
len, die einerseits der 
Kompensation von 
gesunkenen Zollein­
nahmen und für die 
Modernisierung der 
Steuersysteme in den 
Partnerländern die­
nen sollen. 
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Nichteinhaltung der Vorbedingungen 
(Menschenrechte, Umwelt­ und Min­
destarbeitsnormen) gewährleisten. 

4. Durchsetzung unserer Rechte

Überarbeitung der Strategie zur Durch-
setzung der Rechte des geistigen 
Eigentums in Drittländern und der 
Zollvorschriften zur Durchsetzung der 
betreffenden Rechte an der EU­Außen­
grenze:

Die Kommission spricht die Not­
wendigkeit der Harmonisierung der 
Schutzregeln im geistigen Eigentum 
und eines wirksamen Schutzes sowie 
einer wirksamen Durchsetzung der 
Rechte des geistigen Eigentums in al­
len Auslandsmärkten an. Als zentraler 
internationaler Rahmen soll dabei auch 
das ACTA (Anti­Counterfeiting Trade 
Agreement) herangezogen werden, 
ein – nach Aussage der Kommission – 
„Katalog bewährter Verfahren“.

Der Schutz geistiger Eigentums­
rechte wird derzeit einerseits auf 
multilateraler Ebene im Rahmen des 
ACTA-Übereinkommens als auch im 
Rahmen der bilateralen Freihandels­
abkommen verhandelt. Aus Sicht der 
AK wird nicht angezweifelt, dass in 
bestimmten Staaten die Einhaltung 
geistiger Eigentumsrechte mangelhaft 
ist und ein berechtigtes Interesse der 
RechteinhaberInnen auf Wahrung und 
Durchsetzung ihrer Rechte besteht. Die 
AK steht jedoch den von der Kommis­
sion angesprochenen Verhandlungen 
insbesondere auch jenen zu ACTA ua 

aus folgenden Gründen sehr kritisch 
gegenüber:

• Gefahr der Veränderung des be-
stehenden EU-Acquis (Rechtsbestand 
der Mitgliedstaaten) zum Recht des 
geistigen Eigentums durch Abschluss 
von Abkommen als Top­Down Rege­
lungen: Dies könnte zur Übernahme 
von Verpflichtungen führen noch bevor 
es bei den betroffenen Regelungen 
innerhalb der EU einen harmonisier­
ten, konsolidierten Rechtsbestand und 
abgeschlossenen Meinungsbildungs­
prozess gibt; gleichzeitig wird der Mei­
nungsbildungsprozess auf die Ebene 
eines multinationalen Übereinkom­
mens (zB Übernahme von strafrechtli­
chen Sanktionen, obwohl innerhalb der 
EU nicht harmonisiert und umstritten) 
verschoben.

• Fehlende Transparenz der Verhand­
lungen: Die notwendige Einbindung 
der betroffenen Stakeholder bleibt 
dabei aus und wesentliche Interessen 
bleiben unberücksichtigt (Gefahr eines 
einseitigen, unausgewogenem Rechts­
rahmens).

• Keine ausreichende Differenzierung 
bei den Rechtsdurchsetzungsmaß­
nahmen zwischen groß angelegten, 
gewerbsmäßigen Rechtsverletzungen 
einerseits und Rechtsverletzungen von 
Privatpersonen (überschießende Rege­
lungen) andererseits. Es geht darum, 
illegales, gewerbliches Handeln im 
großen Ausmaß zu verhindern, Hand-
lungen von privaten NutzerInnen 
sollten von den Abkommen generell 
nicht erfasst werden.

Es geht darum, ille­
gales, gewerbliches 
Handeln im großen 
Ausmaß zu verhin­
dern, Handlungen 
von privaten Nutzer­
Innen sollten von den 
Abkommen generell 
nicht erfasst werden.
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Für weitere Fragen steht Ihnen gerne 

Frau Éva Dessewffy 
(ExpertIn der AK Wien)
Tel: + 43 (0) 1 501 65 2711
eva.dessewffy@akwien.at

sowie

Herr Frank Ey
(in unserem Brüsseler Büro)
T +32 (0) 2 230 62 54
frank.ey@akeuropa.eu

zur Verfügung.
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